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Kleine BUND-Fachtagung zu Massentierhaltung  
Sonnabend, 8. Dezember 2012  

Haus der Natur, Potsdam 
 

Juristische Möglichkeiten von Betroffenen  
im Genehmigungsverfahren für Massentierhaltungsanlagen  

 
Praktische Hinweise für Einwendungen gegen Anlagen der Massentierhaltung 

 
 
 
 

1. Genehmigungsverfahren und Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
Für Anlagen der Massentierhaltung gibt es drei verschiedene Genehmigungsverfah-
ren: Die meisten Anlagen werden aufgrund ihrer Größe in einem förmlichen Geneh-
migungsverfahren nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) geneh-
migt. Bei bestimmten Anlagengrößen reicht ein vereinfachtes Genehmigungsverfah-
ren nach dem BImSchG aus, und bei relativ kleinen Anlagen wiederum gibt es ledig-
lich ein baurechtliches Genehmigungsverfahren.  
 
Während im förmlichen Genehmigungsverfahren nach BImSchG die Unterlagen öf-
fentlich ausgelegt werden und die Möglichkeit - aber auch die Verpflichtung - besteht, 
Einwendungen zu erheben, werden im vereinfachten Genehmigungsverfahren nach 
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BImSchG sowie im baurechtlichen Genehmigungsverfahren die Unterlagen nicht 
ausgelegt. Auf die Einzelheiten des Verfahrens wird weiter unten eingegangen.  
 
Die folgende Tabelle zeigt, für welche Anlagen das förmliche Genehmigungsverfah-
ren mit Öffentlichkeitsbeteiligung (linke Spalte) bzw. das vereinfachte immissions-
schutzrechtliche Genehmigungsverfahren gilt. 
 

 
Alle Anlagen, die unterhalb dieser Größen liegen, werden im einfachen baurechtli-
chen Genehmigungsverfahren – ebenfalls ohne Öffentlichkeitsbeteiligung - geprüft 
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2. Überblick über die Verfahrensschritte bei der Anlagengenehmigung 
 

2.1 Förmliches immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren mit 
Öffentlichkeitsbeteiligung  

 
Die größeren Anlagen werden, wie oben gezeigt, in einem förmlichen immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung und Ver-
pflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung genehmigt. Die ein-
zelnen Verfahrensschritte sind in § 10 BImSchG sowie in der 4. Verordnung zum 
Bundes-Immissionsschutzgesetz geregelt.  
 
Das Genehmigungsverfahren für die nach dem BImSchG genehmigungsbedürftigen 
Anlagen stellt sich, ganz kurz skizziert, wie folgt dar: 
 
Der potentielle Betreiber der Anlage stellt zunächst bei der Genehmigungsbehörde 
einen Antrag auf Genehmigung. Der Antrag muss so umfassend sein, dass die Be-
hörde in der Lage ist, alle Genehmigungsvoraussetzungen nachzuprüfen. Dazu ge-
hört insbesondere, dass sich aus den Antragsunterlagen alle Auswirkungen der An-
lage auf die Umgebung entnehmen lassen. 
 
In den meisten Fällen sind die Antragsunterlagen am Anfang nicht ausreichend. Die 
Behörde verlangt dann von dem potenziellen Betreiber, dass er die entsprechenden 
Unterlagen nachreicht. 
 
Sobald die Antragsunterlagen vollständig sind, wird das Vorhaben im amtlichen An-
zeiger und in den Tageszeitungen, die im Bereich des Standorts erscheinen, öffent-
lich bekannt gemacht. In der Bekanntmachung wird darauf hingewiesen, dass die 
Unterlagen für einen Monat zur Einsicht ausliegen, in der Regel in der Genehmi-
gungsbehörde. Außerdem muss in der Bekanntmachung darauf hingewiesen wer-
den, dass Einwendungen gegen die Anlage bis zwei Wochen nach Ende der öffentli-
chen Auslegung bei der Behörde erhoben werden können. 
 
In die ausgelegten Unterlagen kann jeder Einsicht nehmen, unabhängig davon, ob es 
eine besondere Betroffenheit gibt. Ein ausdrückliches Recht auf die Fertigung von 
Kopien besteht in diesem Stadium nicht, allerdings gibt es einige Länder, die ihre 
Behörden entsprechend angewiesen haben, so dass dort Kopien gefertigt werden 
können. Ansonsten hängt es von der Behördenleitung ab, ob sie es zulässt, dass 
Kopien gefertigt werden. 
 
Die Einwendungen gegen die Anlage müssen bis spätestens zwei Wochen nach En-
de der Auslegungsfrist bei der Behörde eingegangen sein. Das Argument, man habe 
von der Einwendungsfrist nichts gewusst, nützt in den meisten Fällen nichts. Wer 
Einwendungen nicht rechtzeitig erhebt, ist vom weiteren Verfahren ausgeschlossen 
und kann in den allermeisten Fällen auch nicht mehr vor Gericht gegen die Anlage 
vorgehen. Die Versäumung der Einwendungsfrist ist der häufigste Fehler, der von 
Betroffenen im Genehmigungsverfahren gemacht wird. 
 
Aus diesem Grund ist es für die Betroffenen erforderlich, sehr schnell auf die ausge-
legten Unterlagen zu reagieren. Soweit hier fachliche Hilfe, etwa von AnwältInnen 
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oder von BiologInnen, in Anspruch genommen wird, sollte mit einer Bearbeitungszeit 
von drei bis vier Wochen gerechnet werden. Auf die Bedeutung der rechtzeitigen 
Beiziehung von Sachverstand kann nur immer wieder hingewiesen werden, da es 
fast der Regelfall ist, dass Fachleute erst ein paar Tage vor Ablauf der Einsichts- 
bzw. Einwendungsfrist mit der Sache konfrontiert werden und dann nicht mehr genü-
gend Zeit für eine fundierte Einwendung bleibt. 
 
Bürgerinitiativen selbst sind in aller Regel nicht rechtsfähig. Wenn Einwendungen 
erhoben werden, dann muss ganz dringend darauf geachtet werden, dass diese 
nicht nur von der BI, sondern auch von den einzelnen Mitgliedern der BI und sonsti-
gen Betroffenen im eigenen Namen erhoben werden. Als Absender der Einwendung 
darf also nicht nur die BI auftauchen, sondern es müssen die einzelnen Privatperso-
nen sein. Dies ist auch dann erforderlich, wenn die BI ausnahmsweise ein eingetra-
gener Verein ist, da dem Verein andere Rechte zustehen als Privatpersonen. Ein-
wendungen im Namen der BI sollten immer parallel zu den Einzeleinwendungen auf 
den Weg gebracht werden. 
 
Die rechtzeitig erhobenen Einwendungen sowie die Stellungnahmen der Träger öf-
fentlicher Belange (das sind alle öffentlichen und quasi öffentlichen Institutionen, de-
ren Aufgabenbereich von dem Vorhaben betroffen sein kann) werden dann von der 
Behörde dem potenziellen Betreiber zur Stellungnahme zugeleitet und außerdem 
von der Behörde selbst gesichtet. Nach Auswertung der Einwendungen und der Stel-
lungnahmen der Träger öffentlicher Belange sowie nach Eingang der Stellungnahme 
des potenziellen Betreibers wird dann ein Erörterungstermin veranstaltet. Auf dem 
Erörterungstermin werden die rechtzeitig erhobenen Einwendungen sowie die Stel-
lungnahmen der Träger öffentlicher Belange erörtert. 
 
Sinn des Erörterungstermins ist es, für die aufgetretenen Konflikte Lösungsmöglich-
keiten zu finden. 
 
Allerdings laufen Erörterungstermine in den meisten Fällen anders ab: Der potenziel-
le Betreiber versucht in der Regel, die Einwendungen als falsch oder nicht substanti-
iert darzustellen, und auch die Behörde neigt in einem solchen Stadium wegen der 
schon längeren Zusammenarbeit mit dem potenziellen Betreiber oftmals eher dessen 
Auffassung zu. Aus diesem Grund ist es erforderlich, die Einwendungen auf dem Er-
örterungstermin mit Nachdruck und großer Fachkenntnis so lange zu vertreten, bis 
sich herausstellt, dass die Einwendungen entweder tatsächlich nicht bestehen, dass 
die Anlage geändert werden muss oder dass die Anlage nicht genehmigt werden 
kann. 
 
Nach dem Erörterungstermin überprüft die Behörde erneut, ob für die Anlage alle 
Genehmigungsvoraussetzungen vorliegen. Kommt sie zu dem Ergebnis, dass trotz 
der Einwendungen die Genehmigungsvoraussetzungen gegeben sind, muss sie die 
Genehmigung erteilen. Anderenfalls muss sie die Genehmigung ablehnen. Einen 
Ermessensspielraum hat die Behörde in den meisten Fällen nicht, allerdings gibt es 
naturgemäß bei der Frage, welche Auswirkungen tatsächlich von der Anlage ausge-
hen werden, einen erheblichen Beurteilungsspielraum und sehr unterschiedliche 
Meinungen in der Fachwelt. 
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Ein potenzieller Betreiber hat die Möglichkeit, seinen Genehmigungsanspruch auf 
dem gerichtlichen Weg durchzusetzen für den Fall, dass alle Genehmigungsvoraus-
setzungen vorliegen. Wird umgekehrt das einklagbare Recht eines Anwohners ver-
letzt, so kann dieser auf gerichtlichem Wege die Genehmigung der Anlage anfech-
ten. 
 

2.2 Vereinfachtes immissionsschutzrechtliches Verfahren 
 
Bei Anlagen, die in diesem Verfahren geprüft werden (siehe Tabelle oben) unter-
bleibt die Auslegung der Unterlagen und die Öffentlichkeitsbeteiligung. Allerdings 
besteht für Betroffene, also insbesondere Nachbarn, ein Einsichtsrecht bei der Be-
hörde.  
 

2.3 Baurechtliches Verfahren ohne Öffentlichkeitsbeteiligung 

Sofern kleinere Anlagen lediglich in einem baurechtlichen Verfahren genehmigt wer-
den, ist die zuständige Behörde hierfür in aller Regel der Landkreis. Wie bereits oben 
dargestellt gibt es hier keine Öffentlichkeitsbeteiligung, die Unterlagen werden auch 
nicht ausgelegt. Allerdings besteht auch hier für Betroffene, also insbesondere Nach-
barn, ein Einsichtsrecht bei der Behörde.  
 
Im baurechtlichen Verfahren gibt es auch nicht eine einzige zuständige Behörde, da 
es sich hier nicht um ein konzentriertes Verfahren handelt. Dies bedeutet, dass von 
dem Antragsteller neben der Baugenehmigung auch andere Genehmigungen, bei-
spielsweise im Bereich des Naturschutzes, bei den zuständigen Behörden eingeholt 
werden müssen.  
 
Sofern eine baurechtliche Genehmigung erteilt wird, wird diese in machen Fällen den 
Nachbarn zugestellt. In diesem Fall ist es wichtig, zu beachten, dass die Wider-
spruchsfrist gegen eine solche Genehmigung einen Monat ab Zugang beträgt. Wer 
also eine baurechtliche Genehmigung erhält, sollte sich umgehend mit Fachleuten in 
Verbindung setzen, damit innerhalb der Monatsfrist entschieden werden kann, ob 
dagegen Widerspruch eingelegt wird.  
 

3. Rechte, die von Betroffenen gerichtlich geltend gemacht werden können 

Bei der Frage, ob sich Anwohner gegen die Genehmigung einer Tierproduktionsan-
lage wehren können, kommt es zum einen darauf an, ob die Anlage tatsächlich alle 
Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt, zum anderen aber auch darauf, ob verletzte 
Rechte von den Anwohnern überhaupt ins Spiel gebracht werden können. Nicht alle 
Belange, die für die Genehmigung eine Rolle spielen, können von Anwohnern und 
sonstigen Betroffenen auch gerichtlich geltend gemacht werden. Vielmehr sind An-
wohner und Betroffene in der Regel auf Beeinträchtigungen durch Geruch, Lärm, 
sonstige Immissionen (etwa Staub, Erschütterungen) oder den von der Anlage verur-
sachten Verkehr beschränkt. In seltenen Ausnahmefällen kann man sich noch auf 
eine Verunstaltung der Aussicht berufen.  
 
Von großer Wichtigkeit ist es, sich umgehend auf die Suche nach Grundstückseigen-
tümern zu machen, die möglicherweise von der Anlage betroffen sind. Das können 
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zum einen Grundstückseigentümer sein, deren Grundstücke unmittelbar an den 
Standort der Anlage angrenzen. Daneben kommen auch Grundstückseigentümer in 
Frage, deren Grundstücke an der Zuwegung zur Anlage liegen und die von dem zu-
sätzlichen Verkehr betroffen sein werden. Grundstückseigentümer können in man-
chen Fällen besondere Rechte geltend machen. 
 
Oft werden derartige Anlagen in der Nähe von Wald errichtet. Da der Wald ein be-
sonders sensibles Ökosystem ist, empfiehlt es sich, sich umgehend auf die Suche 
nach den Eigentümern der jeweiligen Waldgrundstücke zu machen. Auch hier kön-
nen besondere Rechte ins Feld geführt werden. 
 
Seit Ende 2006 besteht eine zusätzliche Klagemöglichkeit für Umweltverbände nach 
dem sog. Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz. In Umsetzung einer europäischen Richtlinie 
ist ein Gesetz verabschiedet worden, das Umweltverbänden die Möglichkeit einer Art 
Stellvertreterklage für private Anwohner einräumt. Mit anderen Worten: Umweltver-
bände können nun diejenigen Rechte, die bisher nur von privaten Anwohnern gel-
tend gemacht werden konnten, selbst auf den gerichtlichen Prüfstand stellen. Im An-
wendungsbereich des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (es gilt allerdings nur für UVP-
pflichtige Vorhaben, also die größeren Anlagen) ist es künftig also nicht mehr erfor-
derlich, sich auf die Suche nach klagebereiten Anwohnern zu machen.  
 

4. Kooperation mit Umweltverbänden und Universitäten 

Um insbesondere die Beeinträchtigung von Natur- und Umweltschutzbelangen he-
rauszufinden, ist es sehr wichtig, sich gleich mit örtlichen Umweltverbänden und 
sonstigen Gruppen, die sich mit diesem Thema beschäftigen, in Verbindung zu set-
zen. Einerseits müssen alle offiziellen für das Gebiet vorliegenden Umweltregelun-
gen gesammelt werden, also insbesondere Schutzgebietsverordnungen nach dem 
Bundes-Naturschutzgesetz, Gebietsausweisungen nach der Flora-Fauna-Habitat-
Richtlinie sowie alle Unterlagen, die auf derartige Planungen hinweisen, beispiels-
weise beabsichtigte Unterschutzstellungen, die bereits in Raumordnungsplänen oder 
ähnlichem enthalten sind. Weiter ist es vorteilhaft, sich mit örtlichen Ornithologen, 
Förstern oder sonstigen im Umweltbereich bewanderten Menschen in Verbindung zu 
setzen und herauszufinden, ob diese irgendwelche Unterlagen haben oder Beobach-
tungen gemacht haben, aus denen sich die Ausstattung des Naturraums mit Vögeln, 
Insekten oder Pflanzen ergibt. 
 
Umweltverbände haben – zusätzlich zu der oben beschriebenen Klagemöglichkeit 
nach dem Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz - unter bestimmten Voraussetzungen ein 
eigenes Klagerecht. Teilaspekte dieses Klagerechts sind einheitlich auf Bundesebe-
ne geregelt, teilweise kommt es jedoch auf das jeweilige Landesrecht an. Umwelt-
verbände können beispielsweise unter bestimmten Voraussetzungen die zu befürch-
tende Beeinträchtigung von geschützten Biotopen oder Lebensräumen seltener Ar-
ten vor Gericht bringen.  
 
Da die Umweltschutzargumente neben den Tierschutzargumenten oftmals das 
schärfste Schwert gegen eine derartige Anlage sind, kann auch versucht werden, mit 
einer in der Region ansässigen Universität oder Fachhochschule Verbindung aufzu-
nehmen. Oftmals gibt es an den Universitäten oder Fachhochschulen ökologisch en-
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gagierte Studierende, die ein Interesse daran haben, ihre Fähigkeiten einmal an ei-
ner solchen Planung zu erproben. Dies ist ein guter Weg, um zu fachlichen Unterla-
gen zu kommen, ohne hierfür bereits viel Geld aufwenden zu müssen. Allerdings 
sollte die Frage, ob derartige Untersuchungen ausreichen, immer mit professionellen 
Fachleuten besprochen werden. 
 

5. Rechte von Gemeinden 

Eine besonders starke Stellung in derartigen Genehmigungsverfahren hat die Ge-
meinde bzw. Stadt, auf deren Territorium die Anlage errichtet werden soll. Da es sich 
in aller Regel um Anlagen im Außenbereich handelt, muss die Gemeinde um ihr Ein-
vernehmen ersucht werden.  
 
Dabei ist dringend auf Folgendes zu achten: Ab Eingang der Unterlagen bei der Ge-
meinde, mit denen um das Einvernehmen ersucht wird, läuft eine Zweimonatsfrist. 
Innerhalb dieser Zweimonatsfrist muss die Gemeinde eine entsprechende Entschei-
dung treffen. Wenn die Gemeinde innerhalb der Zweimonatsfrist das Einvernehmen 
nicht verweigert, gilt es automatisch als erteilt, und die Gemeinde kann sich danach 
nicht mehr oder nur noch sehr schwer zur Wehr setzen. Aus diesem Grund ist es 
erforderlich, bereits sehr frühzeitig mit der Gemeindeverwaltung und den Gemeinde-
vertretern Kontakt aufzunehmen. Oftmals werden die Unterlagen der Gemeinde sehr 
viel früher zugeschickt, bevor die Unterlagen öffentlich ausgelegt werden, so dass 
auch die Zweimonatsfrist längst abgelaufen sein kann. Eine entsprechende Sensibili-
sierung der Gemeindeverwaltung und der Gemeindevertreter durch die Bürgerinitiati-
ve ist dringend erforderlich.  
 
Die Entscheidung über die Verweigerung des Einvernehmens sollte nach Möglichkeit 
durch den Gemeinde- oder Stadtrat getroffen werden. Rein rechtlich ist dies nicht 
erforderlich, die Verweigerung des Einvernehmens kann unter bestimmten Voraus-
setzungen auch nur vom Bürgermeister getroffen und dann der Genehmigungsbe-
hörde mitgeteilt werden. Allerdings ist es in diesem Fall erforderlich, dass diese Ent-
scheidung nachträglich von den Gemeinde- oder Stadtrat bestätigt wird.  
 
Wichtig ist jedoch, dass die Mitteilung, die Gemeinde verweigere das Einvernehmen, 
innerhalb der Zweimonatsfrist bei der Genehmigungsbehörde eingeht. Auch hier 
empfiehlt sich eine Übermittlung sowohl per Telefax als auch per Einschreiben.  
 
Die Gemeinde kann sich zur Verweigerung des gemeindlichen Einvernehmens auf 
einen Katalog von Gründen berufen, der in § 35 BauGB enthalten ist. Damit dies im 
Genehmigungsverfahren das entsprechende Gewicht hat, empfiehlt es sich auch für 
die Gemeinde, hier Fachleute zu beauftragen. Oftmals ist die Verweigerung des ge-
meindlichen Einvernehmens, wenn sie sich sachlich begründen lässt, einer der er-
folgversprechendsten Ansatzpunkte gegen derartige Anlagen, so dass hierauf be-
sonderes Augenmerk gerichtet werden sollte.  
 
Ist dagegen die Genehmigungsbehörde der Ansicht, dass die Gemeinde das Einver-
nehmen erteilen muss, kann sie die Anlage trotzdem genehmigen. In diesem Fall hat 
dann die Gemeinde die Möglichkeit, die Genehmigung gerichtlich überprüfen zu las-
sen. 
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6. Organisation des Widerstands 

 
Um erfolgreich gegen geplante Massentierhaltungsanlagen vorgehen zu können ist 
es besonders hilfreich, möglichst viele unterschiedliche Mitstreiter um sich zu sam-
meln. Oftmals ist festzustellen, dass insbesondere das örtliche Gewerbe gegen der-
artige Tierhaltungsanlagen ist, da damit Gewerbestandorte abgewertet werden. Glei-
ches gilt in verstärktem Maße für Institutionen des Tourismus, Hotel- oder Gaststät-
tenbesitzer sowie Vereine, die sich beispielsweise die Heimatpflege zu ihrem Ziel 
gesetzt haben. Es ist daher dringend anzuraten, bereits lange vor dem eigentlichen 
Genehmigungsverfahren entsprechende Kontakte aufzunehmen.  
 
Gute Argumente liefern oft auch traditionell oder ökologisch wirtschaftende Landwir-
te. Die Interessenverbände der ökologischen Landwirte verfügen ebenfalls über um-
fangreiches Material zur kritischen Beurteilung von Massentierhaltungsanlagen. Bei 
den Interessenverbänden der traditionellen Landwirtschaft ist dagegen Zurückhal-
tung angebracht, da diese eher als Lobbyisten für derartige Anlagen auftreten. Tradi-
tionell wirtschaftende Landwirte vor Ort sehen dies allerdings oft anders und sind in 
vielen Fällen ebenfalls bereit, sich dem Protest gegen solche Anlagen anzuschlie-
ßen.  
 
Wichtig für die Organisation des Protestes ist eine zentrale Anlaufstelle. Am hilf-
reichsten ist es, wenn in der Bürgerinitiative ein Mitglied über ein gut ausgestattetes 
Büro verfügt, in dem es ein ständig besetztes Telefon, einen Faxanschluss sowie 
eMail gibt. Es ist sehr zu empfehlen, dass alle Informationen an einer Stelle zusam-
mengeführt werden und auch für interessierte Bürgerinnen und Bürger eine Anlauf-
stelle zur Verfügung steht.  
 
Es wird davon abgeraten, eine Art Mustereinwendung zu erarbeiten. Es geht im im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nicht darum, möglichst zahlreich 
Protest zu erheben (dies spielt zwar auch eine Rolle, aber nicht die entscheidende), 
sondern möglichst qualifiziert und fachlich fundiert gegen die Anlage vorzugehen. 
Mustereinwendungen erwecken den falschen und gefährlichen Eindruck, dass damit 
alles vorgebracht sei, was vorgebracht werden müsste. Wichtig ist aber, dass alle 
Einwender ihre individuellen Belange umfangreich darstellen. Erst wenn die individu-
ellen Belange entsprechend vertieft worden sind, ist es sinnvoll, sich auch noch einer 
Mustereinwendung anzuschließen. Diese sollte von Fachleuten erarbeitet werden.  
 
Ein kurzer Hinweis zur Organisationsform von Bürgerinitiativen: Eine Bürgerinitiative 
ist keine Rechtspersönlichkeit, was bedeutet, dass sie nicht im Verfahren mit einer 
eigenen rechtlichen Position auftreten kann. Zwar schadet es nicht, wenn Einwen-
dungen auch von einer Bürgerinitiative abgegeben werden, rechtliche Bedeutung 
haben Einwendungen allerdings nur, wenn sie von den einzelnen Privatpersonen 
erhoben werden.  
 
Ob eine Bürgerinitiative als Verein organisiert wird, ist zum einen eine Frage der zur 
Verfügung stehenden Zeit, zum anderen des hierfür erforderlichen Aufwands. Der 
Vorteil einer Organisation als Verein liegt darin, dass bei Anerkennung der Gemein-
nützigkeit Spenden an den Verein steuerlich abzugsfähig sind. Dagegen hat der Ver-
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ein keine weitergehenden Rechte als die Privatpersonen, so dass nur wegen des 
Rechtsschutzes gegen die Anlage eine Organisation als Verein nicht erforderlich ist.  
 
Für die Finanzierung derartiger Verfahren hat es sich oft als hilfreich herausgestellt, 
eine oder zwei öffentliche Informationsveranstaltungen durchzuführen. Sehr vorteil-
haft ist es, wenn derartige Veranstaltungen mit einer Art Fest o. ä. verbunden werden 
können. Wichtig ist allerdings auch hier, dass diese Veranstaltungen sehr frühzeitig 
stattfinden. Es empfiehlt sich auf jeden Fall, mindestens eine derartige Veranstal-
tung, auf der auch Geld gesammelt werden kann, bereits deutlich vor dem Beginn 
des eigentlichen Verfahrens durchzuführen. Gute Informationen über den voraus-
sichtlichen Beginn des förmlichen Verfahrens haben in aller Regel die Gemeinde-
verwaltungen der Gemeinde, auf deren Gebiet die Anlage geplant ist. Es ist aber 
auch kein Problem, bei der Genehmigungsbehörde anzurufen und dort nachzufra-
gen, wann voraussichtlich mit der Auslegung der Unterlagen gerechnet werden kann. 
Auch Journalisten können sich hier entsprechend informieren.  
 
Auf die Bedeutung einer frühzeitigen fachlichen Unterstützung kann nicht deutlich 
genug hingewiesen werden. Da es sich bei derartigen Anlagen um erhebliche Inves-
titionen handelt, ist nicht damit zu rechnen, dass sich Investoren durch die Vielzahl 
von Protesten einschüchtern lassen. Vielmehr ist es erforderlich, durch die Einbezie-
hung entsprechender Fachleute gerichtsverwertbare Argumente gegen die Errich-
tung derartiger Anlagen zu sammeln. Dies setzt jedoch entsprechende Untersuchun-
gen voraus. In aller Regel ist mindestens die Beauftragung eines Gutachters für die 
Belange des Natur- und Tierschutzes sowie eines Rechtsanwalts erforderlich.  
 

7. Hinweise für Einwender zur Frage anwaltlicher oder gutachterlicher Be-
gleitung im Einwendungsverfahren 

 
Im förmlichen immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren mit Öffentlich-
keitsbeteiligung liegen die Antragsunterlagen einen Monat aus. Bis zwei Wochen 
nach dem Ende der Auslegung können bzw. müssen schriftliche Einwendungen er-
hoben werden. Für Einwender stellt sich oftmals die Frage, ob in diesem Stadium 
bereits eine - auch nicht unerheblich kostenauslösende - anwaltliche bzw. gutachter-
liche Begleitung erforderlich ist. Dazu folgende Hinweise:  
 
Wenn ernsthaft die Möglichkeit und Absicht besteht, dass im Falle der Genehmigung 
der Anlage gegen diese gerichtlich vorgegangen wird, dann ist es nahezu unabding-
bar, dass bereits im Einwendungsverfahren um anwaltliche und ggf. auch gutachter-
liche Begleitung nachgesucht wird. Dies ergibt sich aus Folgendem:  
 
In einem gerichtlichen Verfahren gegen eine erteilte Genehmigung können nur noch 
diejenigen Aspekte geltend gemacht werden, die bereits im Rahmen der Einwendung 
schriftlich gegenüber der Behörde vorgetragen worden sind. Dabei müssen diejeni-
gen Aspekten, auf die sich dann die Klage stützen soll, von denjenigen vorgetragen 
worden sein, die auch die Klage erheben und gleichzeitig entsprechend betroffen ist. 
Es reicht also nicht aus, wenn die in Rede stehenden Argumente von irgendjemand 
vorgetragen worden sind. Vielmehr müssen diese exakt von den Personen vorgetra-
gen worden sein, die dann auch als Kläger infrage kommen.  
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Erschwerend kommt hinzu, dass eine derartige Klage nicht von jedermann erhoben 
werden kann, sondern nur von denjenigen, die von den Auswirkungen einer Anlage 
direkt betroffen sind, in aller Regel also von den nächstgelegenen Nachbarn. Die 
Auswahl der Einwender, die intensiv vortragen sollen und müssen, ist rechtlich an-
spruchsvoll.  
 
Noch schwieriger gestaltet sich die Situation durch die (notwendige) Einbeziehung 
der Umweltverbände. Während Privatpersonen nur „private“ Rechte, also Beeinträch-
tigungen durch Geruch, Lärm, Verkehr, Gesundheit etc. geltend machen können, 
sind die anerkannten Umweltverbände unter bestimmten Voraussetzungen befugt, 
die Beeinträchtigungen der Natur vorzutragen. Da insbesondere das europäische 
Naturschutzrecht oftmals das schärfste Schwert gegen Anlagen ist, ist es unbedingt 
erforderlich, dass auch Umweltverbände in derartigen Verfahren einwenden.  
 
An die Detaillierung der Einwendung von Umweltverbänden stellt die Rechtspre-
chung jedoch äußerst hohe Ansprüche. Es ist während der sechswöchigen Beteili-
gung der Öffentlichkeit oftmals erforderlich, eigene Gegengutachten zu erstellen und 
die Argumente, auf die es in einer Klage später ankommen wird, genauestens und 
sehr detailliert darzulegen.  
 
Ist die Einwendungsfrist abgelaufen und ist bis dahin keine Einwendung erhoben 
worden, die den soeben geschilderten Anforderungen entspricht, ist es in aller Regel 
nicht mehr möglich, dies in einem späteren Verfahrensstadium noch zu konkretisie-
ren.  
 
Die oft verbreitete Vorstellung, man könne die Einwendungen zunächst selbst erhe-
ben und brauche Anwälte und/oder Gutachter erst dann, wenn es in das gerichtliche 
Verfahren geht, ist also falsch und führt oftmals zwei Konsequenzen:  
 
Zum einen stellt sich oft heraus, dass bestimmte Argumente gar nicht mehr vorgetra-
gen werden können und damit eine Klage aussichtslos wird.  
 
Zum anderen ist auch der Aufwand im Klageverfahren, durch die Untersuchung e-
ventueller Verfahrensfehler o. ä. den Mangel des Vortrags im Einwendungsverfahren 
noch zu korrigieren, sehr viel kostenaufwendiger und vom Ergebnis sehr viel unsi-
cherer, als wenn von Anfang an dezidiert vorgetragen worden ist.  
 
Daher wird die Empfehlung ausgesprochen, dass in denjenigen Fällen, in denen 
ernsthaft die Möglichkeit einer Klage gegen eine positive Genehmigungsentschei-
dung erwogen wird, von Anfang an AnwältInnen und ggf. auch Gutachter mit einbe-
zogen werden. Da die Frist zur Erhebung der Einwendungen (ein Monat plus zwei 
Wochen) angesichts des erforderlichen Detaillierungsgrads der Einwendungen sehr 
knapp ist, wird weiter empfohlen, bereits im Vorfeld der öffentlichen Auslegung mit 
den Verbänden, den AnwältInnen und den Gutachtern Kontakt aufzunehmen, damit 
die Zeit vollständig ausgenutzt werden kann.  
 
 
  

 


